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fesetz: Urlavbs@ NRW § 5 ; Urlauvbsvereinbarung zwischen dem
Verband der Bekleidungsindustrie fiir Wes ufa]ep und
der Gewerkschaft Textii-Bekleidung vom 19.3Mai 1978

. Des in § 5 Abs.3 Satz ' UrlaubsG NRV veranker‘e
Rickzahlungsverbov setzt voraus, dal der Arcei!
nehmer seinen Urlaub " erhalten " hat,

Z. Scheidet ein Arbeitnehmer auvf Grund eigener Kin
digung widhrend des ihm bewilligten Jahresur-
laubs aus. so verklirzt sich damit sein Urlauns
anspruch nach dem 7woifvelungsprinzip, sofern
nach den einschligigen wariflichen oder gesetuz-
lichen Bestimmungen eine anteilige Urliaubsg
wdhrung zuléssig 1iss,

%, 1st die Urlauvbsfreizeit noch nicht abgelaufen .

so ist  .der Arbeiigeber in einem solchen Pellis
in aller Regel oerechtlgtg den dem Arbed inehme
nichtc zusvehenden, aber urspringlich bewil igiew
Urlavb zu widerrufen, um demit die gesetgi’
oder tariflich vorgesehene uinderung des wo! el
Jdahresurisubs zu realisieren.

R
LI

4. Der Arbeitgeber kann, da bel einem sc gelagerien
Sachverhalt die SOalalpclitiSChe Schutzfurkiion
des § 5 Abs.3 Satz 1 UrlaubsG NRW, dies die
Wahrung des durch die Urlaubsgewdhrung gevroffe-
nen Vertrauenstatbestandes zum Ziele hav, nich?
durchgreift, zuviel gezahltes Urlaubsgeld nach
MaBgabe der Vorschriften iiber die ungerechtieu-
tigte Bereicherung zuriickfordern

Aktenzeichens 5 AZR 215,62

Urtell des BAG vom 7.Mai 1963 TAG Hanmm {Wesztf .:
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Im Namen des Volkes!

Zez. veinricn,

Urteil

cpierungsobersekretdr
Urkundsbeamter
der Geschiftsstelle In Sachen

hat der Finfte Senat des Bundesarbeltsgerichts aufl Grund
mindlichen Verhandlung vom 7. Mai 1963 durch den Senats-
prisidenten Professor Dr. Dr. Boldt. die Bundesrichter
Dr. Stumpl unda Dr. Holschemacher sowile den Bundesarbeits
richter Dr. Zck und die Bundesarbpeitsrichterin Schifler

il Recht erkannt:

Die Revision der Kligerin gegen das Urteill
des Landesarbeitsgerichts - 4. Kammer - in
Hamm (Westf.) vom ©. Mirz 1962 - 4 ca 5/62 -

wird auf Kosten der Kligerin zurlickgewiesen.

Von Rechts wegen
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Ta stand:

Pradftfidiiegiogiathtiohugth il

Die Kligerin war bei der Beklagten seit dem Jahre 1957

bis zum 21. Juli 1961 als Arbeiterin tHtig. Auf das Arbeits-

verhiltnis der tarifgebundenen Parteien findet die Urlaubs-
verelinbarung zwischen dem Verband der Bekleidungsindustrie
flir Westfalen und der Gewerkschaft Textil-Bekleidung vom
19, Mai 1956 Anwendung, die in § 2 bestimmt, dal fiir den
Urlauvbsanspruch die Vorschriften des Urlaubsgesetzes fir
das Land Nordrhein-Westfalen vom 27. November 1956 gelten,

Am 3. Juli 1951 trat die Kligerin den ihr tariflich in

Héhe von 18 Werktagen zustehenden Jahresurlaub fir das Jahr
1961 an. Das Ende des Urlaubs war auf den 22. Juli 1961
festgelegt.

Wihrend ihres Urlaubs kiindigte sie mit Schreiben vonm
7. Juli 1961 ihr Arbeitsverh#dltnis fristgemiB zum 21. Julil
1961. Daraufhin forderte die Beklagte die Klidgerin auf,
ihren Dienst am 14. Juli 1961 wieder anzutreten, und be-
grindete dies damit, dafl ihr infolge der Beendigung des
Arbeitsverh#ltnisses nur ein anteiliger Urlaub von 10 Ta-
gen bis zum 13. Juli 1961 zustehe. Dieser Aufforderung
kam die Klédgerin nicht nach. Bel Antritt des Urlaubs war
der Kligerin ein Teilbetrag auf ihren Anspruch auf Zah-
iung eines Urlaubsgeldes gezahlt und auf ihrer Lonntlite
als "Urlaubsgeld" bezeichnet worden.

Mit dem in der Revisionsinstanz allein noch streitbe-
fangenen Widerklageantrag begehrt die RBeklagte von der
Klégerin die Rlickzahlung eines der HBhe nach unstreitigen
Retrages von 48,33 DM zuviel erhaltenen Urlaubsgeldes.

Sie ist der Auffassung, § 5 Abs. 3 Satz 1 UrlaubsG NRV
verbiete die Rickforderung zuviel gezahlten Urlauosgel-
deg nur insoweit, als der Arbeitnehmer den Urlaub, fur
den er die Urlaubsvergltung empfangen habe, erhalten
und tatsichlich verbraucht habe. Nicht dagegen beziene

sich das Ruckforderungsverbot auf einen Fall wie Gen vor-

P—-’ !fl

iegenden, bei dem der Kléigerin nur ein Anteilsurlauon in
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Hohe von 7/12 des Jahresurlaubs = 10 Tagen zugestanden habe,
sie sich aber weitere acht Tage Urlaub eigenmidchtig genom-
men und trotz Aufforderung der Beklagten ihre Dienste, obwohl
dies zeitlich durchaus mdglich gewesen sei, nicht wieder
aufgenommen habe. Die KlHgerin hat demgegenlber die Ansicht
vertreten, bereits mit Urlaubsantritt bel gleichzeitiger
Zahlung der Urlaubsverglitung seien die gesetzlichen Voraus-
setzungen eines Rlckforderungsverbots fir zuviel erhaltenes
Urlaubsgeld erfiillt. Der an sie ergangecnen Aufforderung,
ihren Urlaub vorzeitig zu beenden und filir den Rest der Kiindi-
gungsfrist ihre Arbeit bei der Beklagten wieder aufzunehmen,
habe sie nicht nachzukommen brauchen. Zwar konne eine solche
Aufforderung dann zu Recht ergehen, wenn zwingende betrieb-
liche Griinde den Abbruch des Urlaubs gebieten wirden. Ein
derartiger Grund konne aber nicht in der von ihr ausgesproche-
nen Klindigung erblickt werden.

Das Arbeitsgericht hat die Widerklage abgewiesen, das
Landesarbeitsgericht ihr stattgegeben. Mit der zugelassenen
Revision verfolgt die Kldgerin und Widerbeklagte ihr Ziel
der Abweisung der Widerklage weiter.

Entscheidungsgrinde:

GemdB § 5 Abs. 3 Satz 1 des auf das vorliegende Arbeits-
verhéltnis zur Anwendung gelangenden Urlaubsgesetzes fur
das Land Nordrhein-Westfalen vom 27. November 1956 (GS.NW.
S. 813) kann Urlaubsentgelt nicht zurlickgefordert werden,
wenn ein Arbeitnehmer, der im Laufe des Urlaubsjahres aus
einem Beschédftigungsverhdltnis ausscheidet, bereits Urlaub
iber den nach § 5 Abs. 2 UrlaubsG NRW bestimmten Umfang
hinaus erhalten hat. Das Verbot der Rﬁckfofderung zuviel ge-
zahlten Urlaubsgeldes ist danach an das Vorliegen zweier
Voraussetzungen gekniipft: einmal muB der Arbeitnehmer auf
den Urlaub in der ihm gewdhrten HOhe keinen Anspruch haben,
zum anderen muB3 der Arbeitnehmer diesen ihm nicht zustehenden
Urlaub auch "erhalten" haben. Das Landesarbeitsgericht hat
zutreffend angenommen, dafB der Kligerin ein voller Urlaubs-
ansvruch flr das Jahr 19671 nicht zustand und rechtsbedenken-
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frei das Vorliegen der das Riickforderungsverbot begriindenden
zwWwelten Voraussetzung verneint.

1) Zwar war flr die seit dem Jahre 1957 bel der Beklagten
tdtige Kligerin der volle Urlaubsanspruch mit Beginn des
Kalenderjahres 1961 entstanden (§§ 1,3,4 UrlaubsG NRW).
GemdB § 5 Abs. 2 Satz 2 UrlaubsG NRW mindert sich jedoch
der volle Urlaubsanspruch bei Beendigung des Beschidftigungs-
verhédltnisses im Laufe des Urlaubsjahres um soviel Zwolf-
fel des Jahresurlaubs, wie der Arbeitnehmer gemessen an der
Zahl der vollen Beschiédftigungsnionate nicht in den Diensten
des Arbeitgebers gestanden hat. Der Kldgerin stand demzu-
folge filr das Urlaubsjahr 1961 nur ein Urlaﬁbsanspruch

in Hohe von 7/12 des vollen Jahresurlaubs zu. Zwischen den
Parteien ist insowelt unstreitig, dafl die mit der Wider-
klage verfolgte Rlickzahlungsforderung sich auf das zuviel
erhaltene, nédmlich das aus der Differenz zwischen der Ver-
glitung flr den Vollurlaub und den anteiligen Urlaub sich er-
gebende Urlaubsgeld erstreckt.

2) Das in § 5 Abs. 3 Satz 1 UrlaubsG NRW verankerte Riick-
zahlungsverbot beruht auf dem Grundsatz der Unteilbarkeit
des Urlaubsanspruchs, der es ausschlieBt, anstelle der
nicht mehr moglichen Riickgidngigmachung der Freizeitge-
wihrung das zuviel gezahlte Urlaubsentgelt zurilickzuver-
langen mit der nicht vertretbaren Folge, daB so die vom
Arbeitnehmer verlebte Freizeit nachtridglich in eine unbe-
zahlte umgewandelt werden kann. Diese schon vom RAG ver-
tretene Rechtsansicht, die die Riickzahlung zuviel gezanl-
ten Urlaubsentgelts generell fUr unzuldssig hdlt, setzt
teils stillschweigend, teils ausdrilicklich voraus und

folgt damit logischen Erwidgungen, daf der Urlaun in sei-
ner Gesamtheit genommen, d.h. "verbraucht" ist (vgl. z.B.
RAG ARS 38,40 [42]). Denn nur in einem solchen Falle wiirde
es beil Beriicksichtigung des Charakters des Urlaubsanspruchs
als eines untrennbar auf die Gewdhrung von Freizeit und
Fortzahlung des Lohnes gerichteten Einheitsanspruchs dem
Wesen des Urlaubsanspruchs zuwiderlaufen, aus irgendeinem
Grund zuviel gezahltes Urlaubsgeld zuriickzufordern. Ist da-
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gegen der Urlaub noch nicht verbraucht, so besteht weder

eine tatséchliche noch rechtliche Unméglichkeit, im voraus
gezahltes, flr einen léngeren Urlaubszeltraum berechnetes
Urlaubsgeld nach Maflgabe bestehender einzelveftraglicher

oder tariflicher Bestimmungen in Verbindung mit den hinsicht-
lich des Umfangs der Rickerstattung in Betracht kommenden
zesetzlichen Vorschriften iliber die ungerechtfertigte Bereiche
rung zurlickzuverlangen. So gelagert ist aber der Sachver-
halt in dem zur Entscheidung stehenden Fall, wiec sich aus
folgendem ergibt:

Nach den das Revisionsgericht bindenden Tatsachenfest-
stellungen des Landesarbeitsgerichts einschlieflilich der
insoweit erfolgten Bezugnahme aufl Tatbestand und Entschei-
dungsgrinde des erstinstanzlichen Urteils ist der Kligerin
rechtzceitig die schriftliche Aufforderung der Eekiagten zuge -
gangen, am 14. Juli 1961 ihren Dienst wieder aufzunchmen,
und ihr zur Begrindung gleichzeitig mitgeteilt worden, daB
infolge der Beendigung des Arbeitsverhidltnisses zum 21. Juli
1961 der urspringlich bestandene Anspruch auf den vollen
Jahresurlaub eine Einschrénkung auf Grund der gesetzlichen
Restimmungen erfahren habe. Die Klédgerin ist dieser Auf-
forderung, obwohl sie dazu nach den getroffenen Feststel-
lungen durchaus 1in der Lage gewesen ist, nicht nachgeikommen.
Der Meinung der Revision, der Urlaub sei bereits bei Zah-
lung der Urlaubsverglitung im Zeitpunkt des Urlaubsantritts
als "ernhalten" im Sinne von § 5 Abs. 3% Satz 1 UrlaubsG NRYW
anzusehen, denn die Zahlung der Urlaubsvergltung sei allein
die vom Arbeitgeber im Fall der Urlaubsgewidhrung zu erbringen
de "Leistung", vermochte der Senat nicht zu folgen. Die Ur-
laﬁbsgewéhrung setzt begrifflich neben der Zahlung der Ur-
laubsverglitung die Befreiung des Arbeitnehmers von der ver-
traglich Ubernommenen Verpflichtung zur Leistung der Arbeilt
seitens des Arbeitgebers voraus. Erst mit dem Bewirken bei-
der Urlaubsvoraussetzungen ist der Arbeitgeber der ihm hin-
sichtlich der Urlaubsgewdhrung obliegenden Verpflichtung
nachgekommen. Auch das Gesetz unterscheidet eindeutig zwil-
schen "Urlaub" im Sinne der notwendigen Freizeitgewiihrung
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mit dem flUr die Dauer dieser Freizeit erklédrten Verzicht
des Arbeitgebers auf die geschuldete Arbeitslelstung und
"Urlaubsentgelt" als dem in der Fortzahlung des Lohnes
bestehenden anderen Wesenselement eines Jjeden Urlaubsan-
spruchs. Entgegen der Auffassung der Revision kann auch
nicht schon im Zeltpunkt des Urlaubsantritts der Urlaub
als "erhalten" im Sinne von § 5 Abs., 3 Satz 1 UrlaubsG
NRW angesehen werden. Dilies wlirde nicht nur dem Sprachge-
brauch, sondern ebenso dem Sinngehalt der gesetzlichen
Vorschrift widersprechen. Denn nur aus dem Umstand, daf
der Urlaub "verbraucht", d.h. die einmal gewdhrte Frei-
zeit tatsichlich abgeiaufen ist und der Arbelitnehmer in
dieser PFreizeit nach allen Erfahrungen sein Urlaubsgeld
ebenfalls verbraucht hat, kann der Ausschlufl der Riick-
forderung zuviel gezahlten Urlaubsgeldes in Verbindung
mit der weiteren Tatsache hergeleitet werden, dafB3 der
ruckganglg gemacht werden kann., Ist die Urlaubsfreizeit
nocch nicht abgelaufen, so bestehen in aller Regel weder
Hindernisse tatsdchlicher noch rechtlicher Art, den dem
Arbeitnehmer nicht zustehenden, aber urspriinglich be-
willigten Urlaub zu widerrufen und damit eine - im vor-
liegenden Fall allein durch die Kiindigung der Klagerin
verursachte - tariflich oder gesetzlich vorgesenene
Minderung des vollen Jahresurlaubsansprucns zu reali-
sicren. Ist dies aber mdglich, so kann der Arbeitgeover,
da in einem solchen Falle die sozialpolitische Schutz-
funktion des § 5 Abs. 3 S. 1 UrlaubsG NRW, die die Wah-
rung des durch die UrlaubsgewZhrung geschaffenen Ver-
trauenstatbestandes zum Ziele hat, nicht durchgreift,
zuviel gezahltes Urlaubsgeld zurlickfordern (ebenso fiir
dic in etwa mit dem § 5 Abs. 3 S. 1 UrlaubsG NRW iUber-
einstimmende Vorschrift des § 5 Abs. 3 BUG: Dersch-leu-
mann, Komm. z. BUG, § 5 Anm. 44). Auf dem rechtzeitigen
und begriindeten Widerruf des der Klégerin lber den Um-
rane des § 5 Abs. 2 UrlaubsG NRW hinaus gewdhrten Urlaubs
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sowlie der Tatsache, daf diese Urlaubsfreizeift noch nicht
verbraucht gewesen ist, beruht demnach das Recht der Be-
klagten, das der Klégerin zuviel gezahlte Urlaubsentgelt fir
den liber ihren anteiligen Urlaub hinausgehenden Zeitraum
zurlckzufordern.
3) Hinsichtlich der Verpflichtung der Kldgerin und Wider-
beklagten zur Rilickzahlung des zuviel erhaltenen Urlaubsgeldes
hat das Landesarbeitsgericht angenommen, die Beklagte habe,
wenn man nicht Uberhaupt das ilberzahlte Urlaubsgeld als Vor-
schufl betrachten wolle, "zumindest nach den Grundsitzen der
ungerechtfertigten Bereicherung" einen Anspruch auf Riick-
zahlung des in seiner Hohe unstreitigen Betrages. Diese Auf-
fassung ist im Ergebnis zutreffend, wenn auch aus der hierfiir
gegebenen Begriindung nicht zu entnehmen ist, ob das Landes-
arbeitsgericht einen mo6glichen Wegfall der Berceicherung in
Betracht gezogen hat. Wie der Senat in seinem Urtell vom
31, Marz 1960 (BAG 9, 137 ff. = AP Nr. 5 zu § 394 BGB) aus-
geluhrt hat, richtet sich der Umfang der Verpflichtung des
Arbeitnehmers, zuviel erhaltene Lohnbetrédge seinem Arbeit-
geber zu erstatten, nach den Vorschriften iiber die ungerecht-
Tertigte Bereicherung. Das bedeutet, dafl der Wegfall der Be-
reicherung in aller Regel von dem Empfénger der Berecicheirung
geltend zu machen ist, sofern die Verpflichtung zur Heraus-
gabe des Erlangten bei einem bOsgliubigen Empfédnger sich
nicht schon aus den §§ 819 Abs. 1, 818 Abs. 4 BGB in Ver-
bindung mit den dort in Bezug genommenen Vorschriften ergibt.
Ob die Kldgerin bdsgliubig im Sinne von § 819 Abs. 1 BGB in-
sowelt gewesen ist, als ihr bekannt war, dafl sie das lber
den 13%. Juli 1961 hinaus gezahlte Urlaubsgeld zu Unrecht er-
halten hat, kann dahinstehen. Denn jedenfalls ist von ihr die
Einrede des Wegfalls der Bereicherung nicht erhoben worden.
Das rechtfertigt auch hinsichtlich der HOhe der Erstattungs-
orlicht den von der Beklagten mit der Widerklage geltend ge-
machten Rickzahlungsanspruch.

Aus den dargelegten Griinden war deshalb die Revision mit
der Kostenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurlickzuweisen.

gez. Dr. Boldt Dr. Stumpf Dr. Holschemacher
Dr. Eck E. Schiéfer

JLaW - Gesetze und Urteile INDROID APP ON Ava|lable on the
Kostenlos (mobile App) » Google play App tore

Uber 200 Gesetze
- 0s
Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

1ZMyosa8 HUIN P B8 §§ YOBU YuRqUaJR(] S[e Puls SUnWwess[12)1() 19p D], YINY SIDMUIL]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im tarnen des Volkes!

	Urteil

	- 6 -

	- 7 -


	Sü




